
tel außerhalb elektrischer Betriebsmittel nicht
vorgenommen werden dürfen. Das gilt gene-
rell und trifft nicht nur auf den Anschluss von
Leuchten zu. Viel deutlicher kommen diese
Forderungen in der DIN VDE 0100 Teil 520
vom November 1985 zum Ausdruck, deren
Übergangsfrist am 1. Dezember 2000 aus-
lief [2]. Da die technischen Forderungen in
[2] nicht im Widerspruch zur jetzt geltenden
Norm [1] stehen, ist zu empfehlen, nach [2]
zu verfahren. Hier sei auf Abschnitt 11 in [2],
insbesondere auf die Abschnitte 11.6 und
11.9 hingewiesen, wonach Leiterverbindun-
gen in Dosen oder Kästen herzustellen sind
und bei Unterputzinstallationen der Schutz
gegen direktes Berühren durch eine Wand-
auslassdose erreicht werden kann [2]. Das
geht auch aus Abschnitt 5.2 in DIN VDE
0100 Teil 559 hervor, wonach die Zuleitun-
gen in Wanddosen enden müssen [3]. Hier-
bei handelt es sich um Wandleuchten-An-
schlussdosen nach DIN VDE 0606 Teil 1 [4].
Da die Holztäfelung zu den brennbaren Bau-
stoffen zählt, wäre eine Hohlwandausführung
(Kennzeichen H) zu empfehlen. Zu erwähnen
ist, dass auch eine Verbindungsdose auf der
Wand vorgesehen werden kann, was aus
ästhetischen Gründen nicht immer wün-
schenswert ist. 
Wo Leuchten fest montiert werden und, z. B.
bei einem Mieterwechsel, keine freien Lei-
tungsenden im Handbereich bis 2,25 m ent-
stehen können, dürfen Leuchten oder andere
Verbrauchsmittel auch direkt angeschlossen
werden. 
In Ihrer Frage erwähnen Sie, dass die Leitun-
gen von Leuchte zu Leuchte durchgeschleift
werden. Nach Abschnitt 5.5.1 in [3] dürfen
zum Durchschleifen nur Leuchten verwendet
werden, die vom Hersteller dafür vorgesehen
sind und z. B. zwei Einführungen haben.
Sollen die zu- und abgehenden NYM-Leitun-
gen der fest installierten Anlage in der Leuch-
te geklemmt werden, dann sind die Wand-
leuchten-Anschlussdosen nach [4] unge-
eignet. Lüster- oder Leuchtenklemmen, wie
sie jetzt bezeichnet werden, sind unzuläs-
sig. Es sind Verbindungsklemmen erforder-
lich, die in der Leuchte befestigt sein müs-
sen.
Leuchtenklemmen dürfen aber in der Wand-
leuchten-Anschlussdose zum Anschluss der
Leuchtenanschlussleitung an die fest instal-
lierte Zuleitung NYM verwendet werden.
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Garantenverantwortung
und Verkehrs-
sicherungspflicht

? Was versteht man unter Garantenstel-
lung und Garantenverantwortung?

! Der Begriff Garant leitet sich aus dem
Strafgesetzbuch (StGB) ab:

§ 13 StGB Begehen durch Unterlassen
(1) Wer es unterlässt, einen Erfolg abzuwen-
den, der zum Tatbestand eines Strafgesetzes
gehört, ist nach diesem Gesetz nur dann straf-
bar, wenn er rechtlich dafür einzustehen hat,
dass der Erfolg nicht eintritt, und wenn das
Unterlassen der Verwirklichung des gesetz-
lichen Tatbestandes durch ein Tun entspricht.
Die Rechtsprechung der Gerichte hat an einer
Vielzahl von Rechtsfällen folgende Grundsätze
heraus gearbeitet:
Wer eine „Garantenstellung“ inne hat, muss
in seinem Aufgaben- und Kompetenzbereich
nicht nur für eine richtige Handlungsweise
(Tun), sondern auch ein Unterlassen einste-
hen. Eine derartige Rechtspflicht zum Handeln
ist gegeben, wenn eine „Schutzpflicht für
bestimmte Rechtsgüter“ besteht oder eine
„Verantwortlichkeit für bestehende Gefahren-
quellen“ begründet ist. Diese Garantenpflich-
ten werden für Unternehmer und Führungs-
kräfte (Vorgesetzte, Aufsichtsführende) in
gesetzlichen Vorschriften mit den Begriffen
wie „gewährleisten“, „sicherstellen“, „veran-
lassen“, „durchführen“ meistens aber mit
„sorgen“ bezeichnet.
Die „Garantenverantwortung“ umfasst:
• Die Aufsichtspflicht im Rahmen der Fürsor-

gepflicht des Unternehmers/Arbeitgebers
gegenüber Mitarbeitern sowie Leiharbeit-
nehmern und anvertrauten Sachen (Anla-
gen, Einrichtungen), ebenso wie sie Eltern
gegenüber ihren Kindern haben. Sie sind
sog. „Beschützergaranten“.

• Die Pflicht zur sog. ergänzenden Sicher-
heitsüberwachung des Auftraggebers
gegenüber Fremdfirmen. Diese haben zwar
in dem von ihnen eingesetzten Vorgesetz-
ten ihre eigenen „Beschützergaranten“. Der
Auftraggeber muss sich aber zusätzlich
„vergewissern“, ob die Fremdfirmen in ihre
Aufsichtspflicht gegenüber ihren Mitarbei-
tern auch den Schutz gegen Gefahren
einbeziehen, die im Betriebsbereich des
Auftraggebers liegen.

• Die sog. Verkehrsicherungspflicht gegen-
über „Dritten“ (Fremden) aufgrund der jeder
Verantwortliche (Hausherr) für Gefahren,
die von seinem Herrschaftsbereich ausge-
hen, geeignete (für ihn zumutbare) Schutz-
maßnahmen zu treffen hat.

Die Garantenverantwortung kann auch durch
Vertrag auf andere Personen ausgedehnt wer-
den. So werden insbesondere durch Delega-
tion Vorgesetzte im Rahmen der ihnen über-
tragenen Aufgaben zum Garanten.
In eine Garantenstellung kann jeder – im be-
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trieblichen wie im privaten Bereich – „hinein-
wachsen“ durch „Gewährsübernahme“ (Be-
gründen eines besonderen Vertrauensverhält-
nisse). Dies kann auch stillschweigend, sogar
unbewusst erfolgen, sofern nur die Übernah-
me von Verantwortung hinreichend klar und
unmissverständlich ist. Das kann schon
dadurch geschehen, dass jemand in einem
„fremden“ (nicht seinem Einfluss unterliegen-
den) Bereich Anweisungen gibt oder auch nur
den Eindruck erweckt, für diesen fremden
Bereich zuständig zu sein.
Garantenstellung hat auch jeder Mitarbeiter,
der in seinem Aufgaben- und Zuständigkeits-
bereich eine Gefahrensituation geschaffen
hat und diese nicht beseitigt. Das ist z. B. der
Fall, wenn sich ein Mitarbeiter von seinem
Arbeitsplatz entfernt, ohne Vorsorge zu tref-
fen, dass Fremde nicht zu Schaden kommen
können, durch Gefahren, die von seinem
Arbeitsplatz ausgehen. Deshalb ist auch nach
§ 16 BGV A1/GUV 0.1 jeder Mitarbeiter ver-
pflichtet, einen Mangel „unverzüglich zu besei-
tigen“ oder, wenn er dazu nicht in der Lage ist,
„den Mangel dem Vorgesetzten unverzüglich
zu melden“. Noch deutlicher sagt dies § 15
Abs. 1 S. 2 ArbSchG: „ ... haben die Beschäf-
tigten auch für die Sicherheit und Gesundheit
der Personen zu sorgen, die von ihren Hand-
lungen oder Unterlassungen bei der Arbeit be-
troffen sind“.

? Was fällt unter den Begriff „Verkehrssi-
cherungspflicht"?

! Verkehrssicherungspflicht ist etwas an-
deres als Verkehrssicherheitspflicht. Sie

hat mit der Pflicht zum sicheren Verhalten im
Straßenverkehr nicht unmittelbar etwas zu
tun. Verkehrssicherungspflicht ist ein von der
Rechtsprechung zum § 823 BGB entwickelter
Begriff.
Es gelten folgende Grundsätze:
Verkehrssicherungspflicht bedeutet, dass je-
der, der Gefahrenquellen schafft, auch die
notwendigen Vorkehrungen zum Schutz Drit-
ter zu treffen hat. Diese allgemeine Verkehrs-
sicherungspflicht steht neben den diversen
Verpflichtungen, die in Schutzgesetzen fest-
gelegt sind.
„Dritter“ ist jeder, der nicht bereits zum un-
mittelbaren Betreuungsbereich gehört und
damit von der Fürsorgepflicht erfasst wird,
wie sie z. B. Eltern gegenüber Kindern und
Unternehmer bzw. Vorgesetzte gegenüber
eigenen Mitarbeitern haben. Eine aus der Für-
sorgepflicht resultierende „Garantenverant-
wortung“ stellt höhere Anforderungen an den
Verpflichteten als die jedermann gegenüber
bestehende Verkehrssicherungspflicht.
Zur Erfüllung der Verkehrssicherungspflichten
sind Maßnahmen zu treffen, die nach den
Sicherheitserwartungen des jeweiligen „Ver-
kehrs“ im Rahmen des wirtschaftlich Zumut-
baren geeignet sind, Gefahren von Dritten
abzuwenden. Dabei ist nicht nur von einer be-

stimmungsgemäßen, sondern auch von einer
nicht ganz fern liegenden bestimmungswidri-
gen Benutzung auszugehen.
Haftungsauslösend und strafbar ist eine
Gefahrensituation erst dann, wenn sich bei
objektiver sachlicher Betrachtungsweise die
nahe liegende Möglichkeit ergibt, dass
Rechtsgüter Dritter verletzt werden. Für den
Bereich der Privatwirtschaft und öffentlichen
Verwaltung wird der Inhalt der Verkehrssiche-
rungspflicht durch Unfallverhütungsvorschrif-
ten und allgemein anerkannte Regeln konkre-
tisiert. Für den privaten Lebensbereich gelten
Vorgaben in Gesetzen und Regeln nur mittel-
bar. Sie geben aber bei der richterlichen
Beurteilung wesentliche Anhaltspunkte für
richtige Verhaltensweisen.
Keine Verkehrssicherungspflicht besteht
gegenüber Dritten, die sich unbefugt in einen
offensichtlich erkennbaren Gefahrenbereich
begeben. Das gilt besonders dann, wenn 
eine atypische Gefahrenquelle einem Befug-
ten bekannt gewesen wäre.
Diese Einschränkungen gelten nicht gegen-
über Kindern, da ihnen das Beurteilungsver-
mögen und die erforderliche Einsicht fehlt.

? Worin unterscheiden sich „Primär- und
Sekundär-Verantwortung"?

! Zwischen beiden Begriffen besteht aus
rechtlicher Sicht kein Unterschied. Bei

beiden Arten handelt es sich um Garanten im
Sinne des § 13 Abs. 1 StGB. Sie müssen auf
Grund ihrer Rechtsposition für einen Schaden
gerade stehen, wenn sie untätig geblieben
sind und ihn dadurch verursacht haben. Der
Unterschied zwischen den beiden Arten der
Garantenstellung liegt im Umfang der Verant-
wortung.
Primärverantwortung hat, wer die unmittel-
bare Verantwortung trägt. Der Unternehmer
und jeder Vorgesetzte haben Weisungsrechte
und -pflichten. Somit haben sie eine unmittel-
bare Verantwortung für ihre Mitarbeiter (z. B.
beim Fremdfirmeneinsatz: Der Auftraggeber
und Auftragnehmer jeweils für ihre eigenen
Mitarbeiter). Der Grad der Verantwortung
richtet sich nach der Art der delegierten Auf-
gaben.
Sekundärveranwortung hat, wer die mittel-
bare Verantwortung trägt, also die Verantwor-
tung für die Sicherheit Dritten gegenüber (an-
deren ihm gegenüber nicht weisungsgebun-
denen Personen). Er muss von diesem
Personenkreis Gefahren abwenden, die von
seinem jeweiligen Herrschaftsbereich ausge-
hen können. So hat jeder Verkehrssiche-
rungspflichtige (z. B. Eigentümer, Betreiber,
sowie jeder für einen abgegrenzten räum-
lichen Bereich Verantwortliche) eine mittel-
bare Sekundärverantwortung.

Beispiel für die Abgrenzung beider Arten der
Garantenverantwortung
Der Auftragnehmer (auch Bauunternehmer)

und seine Führungskräfte sind Primärverant-
wortliche gegenüber ihren Mitarbeitern. Sie
haben gegenüber unterstellten Mitarbeitern
Fürsorgepflichten zu erfüllen.

Der Auftraggeber (auch Bauherr) ist im Ver-
hältnis zum Auftragnehmer und dessen Mitar-
beitern Sekundärverantwortlicher. Besonders
deutlich wird dies bei der Betrachtung der Be-
griffe Aufsichtsführung und ergänzende
Überwachung. Der Auftragnehmer muss als
Primärverantwortlicher für die Sicherheit sei-
ner Mitarbeiter Aufsicht führen (Ausfluss sei-
ner Fürsorgepflichten). Der Auftraggeber, der
„nur“ sekundär für die Sicherheit des Auftrag-
nehmers und dessen Mitarbeiter verantwort-
lich ist, hat die Pflicht zur sog. „ergänzenden
Sicherheitsüberwachung“. Das heißt, er
muss sich (zusätzlich) „vergewissern“, ob der
(primärverantwortliche) Auftragnehmer seine
Mitarbeiter ausreichend über das Sicher-
heitsverhalten im Bereich des Auftraggebers
unterwiesen hat und seiner Aufsichtspflicht
nachgekommen ist.
Bei einem Unfall oder Schadensfall müssen
sich sowohl Auftraggeber als auch Auftrag-
nehmer wegen eventueller Verletzung ihrer je-
weiligen (Sekundär- bzw. Primär)verantwor-
tung rechtfertigen. J. Schliephacke

Beschädigung eines
Hubwerkmotors bei
Zwei-Phasen-Lauf

? Durch uns wurde an einem gemieteten
Baukran ein defekter fünfpoliger CEE-

Stecker ersetzt. Der alte Stecker war ausge-
brannt und nicht mehr zu öffnen. Nach Wech-
seln des CEE-Steckers wurde die Schutz-
maßnahme geprüft. Der Klemmkasten am
Gerät wurde jedoch nicht geöffnet. Der Kran-
fahrer bemerkte auch keine Fehlfunktionen.
Der Motor brannte nach etwa 30 min Kranbe-
trieb durch.
Beim Überprüfen des Anschlusses bemerk-
ten wir, dass am CEE-Stecker durch den Ver-
mieter aufgelegt wurden: L1 – sw, L2 – blau,
L3 – br, N – sw, PE – gn/ge. Der schwarze
N-Leiter wurde auf eine potentialfreie Klem-
me am Kran geführt. Richtig wäre doch: L1 –
sw, L2 – br, L3 – sw, N – bl, PE – gn/ge. In
welcher Norm ist die richtige Farbzuordnung
definiert?
Am zehn Jahre alten Kran war außerdem
keine Motorschutzeinrichtung bzw. kein
Drehfeldüberwachungsrelais vorhanden.
Laut Kranlieferant wurden diese Einrichtun-
gen erst in jüngeren Baujahren montiert. Im
Motor war ein Thermofühler vorhanden, je-
doch nicht verschaltet.
Unsere Monteure sind angewiesen, bei Miet-
geräten keine Eingriffe vorzunehmen. Ist
diese Weisung falsch?
Welche, dem Motor vorgeschalteten Schutz-
einrichtungen hätten vorhanden sein müssen?
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